
Difu-Berichte 4/2006

Standpunkt Leistungen der Zivilgesellschaft im
Rahmen der Daseinsvorsorge
Chancen oder Überforderung?

Städte und Gemeinden stehen vermehrt vor
schwer lösbaren Problemen. Vor dem Hin-
tergrund struktureller sowie ortspezifischer
Schwächen kommunaler Haushalte werden
zunehmend bisherige Leistungsbereiche der
Kommunen ganz, teilweise oder hinsichtlich
des Qualitätsniveaus in Frage gestellt. Dies
betrifft Kultur-, Jugend- und Alteneinrich-
tungen, kommunale Wohnungsunternehmen
oder Teile des Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV). Zusätzlich wird die Lage da-
durch verschärft, dass Anzahl und finanziel-
le Leistungsfähigkeit der Nachfrager abneh-
men. Dies ist verursacht durch demografi-
sche Veränderungen (Bevölkerungsabnah-
me, Alterung), Binnenmigration, wie auch
wirtschaftliche Umstrukturierungsprozesse
und entsprechende Konsequenzen für die lo-
kalen bzw. regionalen Arbeitsmärkte.

In dieser Situation erfolgt gezielt und zum
Teil verdeckt eine deutliche Verlagerung
zwischen den bisher weitgehend stabil, ar-
beitsteilig und ergänzend zusammenwirken-
den Formen der Leistungserbringung im Be-
reich der Daseinsvorsorge: die Leistungser-
bringung nach den Vermittlungsprinzipien
„Markt“ (Entgelte der Nutzer, Erlöserwartung
der Anbieter), mit öffentlichen Mitteln ge-
stützte „Umverteilung“ (z. B. Finanzierung
von sozialer Infrastruktur unter Einsatz von
Steuermitteln; keine kostendeckenden Ent-
gelte der Nutzer) und „Gegenseitigkeit/Soli-
darität“ (Unterstützung im sozialen Zusam-
menhang: Familie, Nachbarschaftshilfe, Ein-
satz der Zivilgesellschaft).

Die strukturellen, auch konjunkturellen
Schwächen kommunaler Haushalte führen
dazu, dass insbesondere die Transferleis-
tungen auf der Grundlage öffentlicher Haus-
haltsmittel („steuerfinanziert“) abgebaut und
entweder auf Leistungsbereiche der Markt-
wirtschaft oder auf eine Leistungserbringung
nach dem Prinzip „Gegenseitigkeit“ verla-
gert werden. Die Verlagerung von bisherigen
Leistungsbereichen auf das Vermittlungsprin-
zip „Markt“ wird zum einen mit den fehlen-
den Haushaltsmitteln, zum anderen mit dem
Ziel einer Effizienzsteigerung bei der Leis-
tungserbringung durch Private begründet.
Veränderte Rahmenbedingungen – resultie-
rend aus der europäischen Wettbewerbsord-
nung und darauf basierenden Verordnungen
– sind ein zusätzlicher Anstoß oder Zwang.

Dies bedeutet eine deutliche Veränderung
der Leistungserbringung im Rahmen der
kommunalen Daseinsvorsorge – eine aus der
Deutschen Verfassungsgeschichte, insbeson-
dere den Kommunalverfassungssystemen
entstammende Ausprägung des Subsidiari-
tätsprinzips. Nach dem Subsidiaritätsprinzip
tritt die jeweils höhere Ebene – hier die örtli-
che Gemeinschaft oder die Gemeinde als In-
stitution – dann als Leistungsträger ein, wenn
der Einzelne diese Leistungen nicht allein
oder im sozialen Zusammenhang (Haushalt,
Familie, Nachbarschaft, Quartier) erbringen
kann. Dies betrifft Leistungsbereiche der
Wohnraumversorgung für Teilsegmente der
Bevölkerung gleichermaßen wie Krippen-,
Kindergarten- und Ganztagsschulangebote,
Leistungen des öffentlichen Personennahver-
kehrs, Kultur-, Bildungs- und Sportangebote.

Legitimes Prinzip der Selektion von Leis-
tungssegmenten durch den Markt sind aus-
reichende wirtschaftliche Erträge (Prinzip
der „Eigenwirtschaftlichkeit“ im ÖPNV). Fol-
ge ist, dass der „Markt“ – aus der Sicht der
vormaligen kommunalen Daseinsvorsorge –
„Rosinenpickerei“ betreibt und ein Engage-
ment in weniger ertragsreichen Segmenten
vermeidet. Falls die Gemeinde nicht die
Marktrahmenbedingungen – wie partiell
beim ÖPNV – so gestaltend beeinflussen
kann, dass ertragsreiche Leistungsbereiche
in einer Ausschreibung der Leistungserbrin-
gungen mit weniger ertragsreichen Leis-
tungssegmenten verknüpft werden können,
ist dieser Effekt der selektiven Leistungser-
bringung nur schwer zu vermeiden.

Diese Gegebenheiten werden vielfach noch
durch falsche Preissignale stabilisiert und ge-
fördert, wenn zum Beispiel mit der Privati-
sierung ehemals kommunaler Wohnungsbe-
stände ein nach sozialen Gesichtspunkten
ausgewogenes Wohnungs- und Belegungs-
management zur Vermeidung von Problem-
gebieten bis hin zu sozialen Brennpunkten
nicht mehr gelingt. Daraus können soziale
und stadträumliche Probleme entstehen
bzw. sich verschärfen, die letztlich „nachsor-
gende“ öffentliche Aufwendungen erfordern
können (Polizei, Streetworker, Quartiersma-
nagement, Sanierungsbedarf an Gebäuden
und in Freiräumen …). Dies bedeutet die
Entstehung externer sozialer Kosten, die in
den Marktpreisen nicht abgedeckt werden
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und als Folgelasten von der Gemeinschaft
getragen werden müssen.

Dies führt dazu, dass in ehemals durch
Transferleistungen gesicherten Bereichen ei-
ne Leistungserbringung nach dem Prinzip
„Markt“ entweder gar nicht oder nur für er-
tragsreiche Segmente erfolgt. In den politi-
schen Auseinandersetzungen um die Leis-
tungserbringung wie auch in der fachplane-
rischen Vorbereitung von Entscheidungen er-
wächst dann oft – zumindest implizit – die
Hoffnung oder Erwartung, dass die Aufga-
benerfüllung dann durch die „Zivilgesell-
schaft“ erfolge – also die notwendigen Leis-
tungen der Daseinsvorsorge (wieder) ver-
stärkt nach dem Prinzip der „Gegenseitig-
keit/Solidarität“ erbracht werden.

Das Prinzip der „Gegenseitigkeit“ hat in
deutschen Städten eine jahrhundertealte Tra-
dition,

■ innerhalb von engeren und weiteren
Haushalts- und/oder Familienverbänden
(Kinderbetreuung, Unterstützung bei
Hausarbeit, partielle finanzielle Unter-
stützung, Krankenpflege, Altenpflege),

■ im engeren räumlich-sozialen Umfeld
(„Nachbarschaftshilfe“ bei Hausbau, Fa-
milienarbeit bei Notlagen usw.),

■ in Form von Stiftungen, karitativen Enga-
gements (Wohnstifte, Spitale, Schulen
usw.).

Der Sicherung der Vermittlungsform „Gegen-
seitigkeit/Solidarität“ stehen aber zuneh-
mend entgegen:

■ räumlich disperse Lebensstandorte von
Haushalts- oder Familienmitgliedern,

■ Mehrfacharbeitsverhältnisse in jungen Fa-
milien/Haushalten, so dass die Betreuung
der eigenen Kinder, vor allem aber von El-
tern oder entfernten Verwandten auf Exter-
ne verlagert werden müssen,

■ vielfältige Wohnstandortwechsel im Zuge
der Ausbildungs- und Berufsbiografien,
die eine dauerhafte soziale Einbindung in
Nachbarschaftsverhältnisse erschweren,

■ Abnahme lokaler Bindungen aktiver, wirt-
schaftlich leistungsstarker Gesellschafts-
gruppen infolge der Zunahme der Globa-
lisierung in Lebensformen,

■ Wertewandel insgesamt mit dem Ziel der
Maximierung individueller Lebensmög-
lichkeiten und dem Effekt einer Entsolida-
risierung,

■ Lebensweisen und Lebensstile, die zuneh-
mend weniger von der Bereitschaft – und
von zeitlichen, räumlichen und finanziel-
len Möglichkeiten – geprägt sind, im sozi-

alen Zusammenhang ehrenamtlich, ohne
Honorar und verlässlich Leistungen zu er-
bringen.

Zum Erhalt der Teilhabe- und Teilnahme-
chancen der Bürger verbleibt häufig nur die
Hoffnung auf eine Leistungserbringung
durch die Zivilgesellschaft. Diese Form des
bürgerschaftlichen Engagements hat bei-
spielsweise in den USA eine längere Tradi-
tion. So werden soziale, medizinische, kul-
turelle oder auch ausbildungsorientierte
Leistungen über Stiftungs-, Sponsoren- und
Spendenform erbracht – zum Teil mit selbst-
verpflichtenden Charakter. Diese Leistungen
werden zwar durch das Steuersystem direkt
und indirekt gefördert, eine Umgestaltung zu
„familienunabhängigen“ Organisationsfor-
men der Leistungserbringung bietet jedoch
Chancen – beispielsweise in der Initiierung,
Organisation und Betreuung familienunab-
hängiger Leistungserbringungen, zum Bei-
spiel: die „betreuende“ Oma aus dem Kreis
der rüstigen älteren Mitbürger, aber nicht
nur aus dem familiären Verbund.

Wenn zivilgesellschaftlich getragene Nach-
barschaftsläden, Bürgerbusse, Mitnahme-,
Bring- und Betreuungsdienste, Lerngruppen,
aber auch „Integrierte Standort-Gemein-
schaften“ zur Sicherung und Verbesserung
von Standortqualitäten in innerstädtischen
Einkaufslagen oder auch in Wohngebieten
langfristig Erfolg haben sollen, so sind we-
sentliche Veränderungen der Rahmenbedin-
gungen erforderlich. Neben materiellen und
immateriellen Anreizen sind auch der Abbau
von institutionellen Barrieren wie Rechts-
(z.B. Haftungsrecht, Anerkennungsformen),
Organisations-/Zuständigkeitsregelungen
oder steuerlichen Belastungen Vorausset-
zung. Daher sind dringend fördernde und
hemmende Faktoren zu identifizieren sowie
Spezifika von einzelnen Leistungsbereichen
und von Teilräumen/Orten der Leistungser-
bringung zu klären. Es besteht das Erforder-
nis zum Anstoß von Pilotprojekten sowie zur
Identifikation und Vermittlung von Best Prac-
tices. 

Diese Handlungserfordernisse stehen im Zu-
sammenhang mit Fragen zur Leistungsfähig-
keit und Neuauflage von „Genossenschafts-
modellen“, zur Eignung und Ausgestaltung
einer Bereitstellung von Mikro-Startkapital,
zur Aktivierung von Elementen der Lokal-
ökonomie und zu Koppelungsmöglichkeiten
von standortfesten und mobilen Diensten
mit Bring- und Telediensten. Dabei können
sich Chancen für eine Integration von Mi-
granten ergeben, die häufig Träger dieser Lo-
kalökonomien sind und damit einen wichti-
gen Teil der (kleinräumigen) Versorgung mit
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Stadt der Zukunft: kommunal mobil

Gesundheit als verkehrspolitische
Aufgabe
Nationale und internationale Forschungser-
gebnisse zeigen einen engen Zusammen-
hang zwischen Gesundheit und Verkehr.
Während sich die Debatte früher fast aus-
schließlich auf Fragen der Verkehrssicherheit
konzentrierte – in Deutschland gibt es pro
Jahr trotz steigender Verkehrsleistungen mitt-
lerweile weniger Verkehrstote und Schwer-
verletzte als noch vor einigen Jahrzehnten –
gibt es mittlerweile zahlreiche Befunde zum
Ausmaß der gesundheitlichen und wirt-
schaftlichen Schäden von Lärm, Luftschad-
stoffen und Bewegungsmangel sowie zu Fol-
gekosten der Zersiedelung. Vor allem Kinder
bewegen sich inzwischen deutlich weniger
als früher. Dies gilt nicht nur für Wohnstand-
orte in den Kernstädten, auch Standorte im
suburbanen Bereich sind davon betroffen.
Der Anteil der Kinderwege, die angeschnallt
im Pkw („Mama-Taxi“) zurückgelegt wird, ist
in den vergangenen Jahren deutlich gestie-
gen, die Möglichkeiten zum „draußen Spie-
len“ werden schlechter, gefährlicher und sel-
tener, und immer mehr Zeit wird „drinnen“
und vor Fernseher und Computer verbracht.

Berücksichtigt man zudem die Endlichkeit
der fossilen Treibstoffe, die durch die Klima-
wirkungen von Ozon und CO2-Ausstoß ent-
stehenden Schäden und die zunehmende

Beeinträchtigung der Lebensqualität durch
„Zerschneidung“ und Flächenverbrauch für
Verkehr und Verkehrswege innerhalb der
Städte (aber auch außerhalb in der Natur), so
wird der hohe Handlungsdruck in den Kom-
munen deutlich.

Auf der in Dessau durchgeführten Fachta-
gung „Stadt der Zukunft: Kommunal mobil“,
ging es genau um diese Problematik. Die
vom Deutschen Institut für Urbanistik ge-
meinsam mit dem Umweltbundesamt (UBA),
und dem Deutschen Städtetag (DST) angebo-
tene Veranstaltung thematisierte die Hand-
lungsspielräume für Mobilität, Gesundheit
und Umweltschutz. 

In ihren einführenden Beiträgen waren sich
der Präsident des Umweltbundesamtes, An-
dreas Troge, die Staatssekretärin des Bundes-
umweltministeriums, Astrid Klug, und der
Staatssekretär des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Ulrich
Kasparick, darin einig, dass sich echte Hand-
lungsspielräume erschließen lassen, wenn
die verfolgten Ziele und Maßnahmen auch
von der politischen Seite glaubwürdig ver-
treten werden, wozu die Akteure auf Bun-
des-, Landes und kommunaler Ebene und
auch die Verkehrsträger besser kooperieren
müssten.

Waren und Dienstleistungen sichern. Sie
sind aufgrund der ethnischen Netzwerke
häufig in der Gewährleistung des Prinzips
„Gegenseitigkeit/Solidarität“ erfahren.

Potenziale scheinen unter anderem durch
frühzeitig aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
dene, durch von der Familienarbeit teilent-
lastete Bürger sowie durch Migranten gege-
ben. Neben einer (Teil)Honorierung des Bei-
trags zur Leistungserbringung kann für diese
Bürger ihr Engagement auch individuellen
Nutzen in Form einer Förderung sozialer
Kontakte und sozialer Kompetenzen wie
auch einer persönlichen Sinnstiftung erbrin-
gen.

Diese Rahmenbedingungen und Effekte sind
bisher weitgehend ungeklärt; die Beispiele

sind eher singulär und nicht ausreichend auf
Voraussetzungen, Vor- und Nachteile oder
Dauerhaftigkeit untersucht. Es besteht also
dringender Bedarf an Begleitforschung und
Erfahrungsaustausch.

Die Leistungspotentiale der Zivilgesellschaft
bei Raum- und Verkehrsgestaltung sind somit
einerseits bisher noch nicht einmal in Ansät-
zen geklärt. Sie weisen – bei entsprechender
Gestaltung der Rahmenbedingungen – ver-
mutlich erhebliche Potenziale auf. Anderer-
seits sind Überforderungen nicht ausge-
schlossen – insbesondere wenn diese als
„bequeme Auffangkategorie“ der Leistungs-
erbringung bei politischen Entscheidungen
im Rahmen der Sicherung der Daseinsvor-
sorge genutzt werden, ohne Voraussetzun-
gen und Implikationen geklärt zu haben. 

„kommunal mobil“ – 
Marke für umweltfreund-
lichen Verkehr
Die Marke „kommunal mobil“
soll künftig bei weiteren ge-
meinsamen Veranstaltungen
und Publikationen zur Förde-
rung einer nachhaltigen kom-
munalen Mobilitätspolitik von
Difu und dem DST genutzt
werden. Auf diese Weise sol-
len künftig vor allem Aspekte
von Mobilität, Umwelt und Ge-
sundheit thematisiert werden.




